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zu prüfen, ob ihre Fortdauer gerechtfertigt 
ist.

Der Grund der Verhaftung ist dem Festge­
nommenen bei der ersten richterlichen Verneh­
mung zu eröffnen und auf seinen Wunsch einer 
von ihm benannten Person innerhalb weiterer 
24 Stunden mitzuteilen.

Artikel 137

Der Strafvollzug beruht auf dem Gedan­
ken der Erziehung der Besserungsfähigen 
durch gemeinsame produktive Arbeit.

Artikel 138

Dem Schutz der Bürger gegen rechtswidrige 
Maßnahmen der Verwaltung dienen die Kon­
trolle durch die Volksvertretungen und die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit.

Aufbau und Zuständigkeit der Verwaltungs­
gerichte werden durch Gesetze geregelt.

Für die Mitglieder der Verwaltungsgerichte 
gelten die Grundsätze über die Wahl und Ab­
berufung der Richter der ordentlichen Gerichts­
barkeit entsprechend.

IX. Selbstverwaltung

Artikel 139

Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
das Recht der Selbstverwaltung innerhalb der 
Gesetze der Republik und der Länder.

Zu den Selbstverwaltungsaufgaben gehören 
die Entscheidung und Durchführung aller öf­
fentlichen Angelegenheiten, die das wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Leben der Ge­
meinde oder des Gemeindeverbandes betreffen. 
Jede Aufgabe ist vom untersten dazu geeig­
neten Verband zu erfüllen.

Artikel 140

Die Gemeinden und Gemeindeverbände ha­
ben Vertretungen, die nach demokratischen 
Grundsätzen gebildet werden.

Zu ihrer Unterstützung werden Ausschüsse 
gebildet, in denen Vertreter der demokratischen 
Parteien und Organisationen verantwortlidi 
mitarbeiten.

Wahlrecht und Wahlverfahren richten sich 
nach den für die Wahl zur Volkskammer und 
zu den Landtagen geltenden Bestimmungen.

Jedoch kann durch Landesgesetz die Wahl­
berechtigung von der Dauer des Aufenthalts 
in der Gemeinde bis zu einem halben Jahr ab­
hängig gemacht werden.

Artikel 141

Die gewählten ausführenden Organe der Ge­
meinden und der Gemeindeverbände bedürfen 
zu ihrer Amtsführung des Vertrauens der Ver­
tretungskörperschaften.

Artikel 142

Die Aufsicht über die Selbstverwaltung der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände be­
schränkt sich auf die Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung und die Wahrung demokratischer 
Verwaltungsgrundsätze.

Artikel 143

Den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
können von der Republik und den Ländern 
Aufgaben und die Durchführung von Gesetzen 
übertragen werden.

X. Übergangs- und Schlußbestimmungen

Artikel 144

Alle Bestimmungen dieser Verfassungsindun­
mittelbar geltendes Recht. Entgegenstehende 
Bestimmungen sind aufgehoben. Die an ihre 
Stelle tretenden, zur Durchführung der Ver­
fassung erforderlichen Bestimmungen werden 
gleichzeitig mit der Verfassung in Kraft ge­
setzt. Weitergeltende Gesetze sind im Sinne 
dieser Verfassung auszulegen.

Die verfassungsmäßigen Freiheiten und Rech­
te können nicht den Bestimmungen entgegen­
gehalten werden, die ergangen sind und noch 
ergehen werden, um den Nationalsozialismus 
und Militarismus zu überwinden und das von 
ihnen verschuldete Unrecht wiedergutzumachen.

Übereinstimmende Abschnitte der Ordnungen über die Aufgaben und die Arbeitsweise 
der örtlichen Volksvertretungen, einschließlich des Sowjetsektors von Berlin 

vom 28. 6. 1961 (GBl. I S. 52,75, 99, 123, 139) und vom 7. 9. 1961 
(Sonderdruck: des GBl. Nr. 341—347)

In der Deutschen Demokratischen Republik, 
dem ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern- 
Staat, übt die Arbeiterklasse im Bündnis mit 
den Genossenschaftsbauern, der Intelligenz 
und den anderen werktätigen Schichten unter 
Führung der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands die politische Macht aus und baut

den Sozialismus auf, entfaltet alle Kräfte des 
Volkes im Kampf um die Sicherung des Frie­
dens und um die glückliche Zukunft unserer 
Nation.

Mit der Übernahme der hauptsächlichen Pro­
duktionsmittel in die Hände des Volkes wur­
de die Voraussetzung für die Entwicklung


